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Text 

§ 23 

Bauanzeige 

(1) Die Bauanzeige ist bei der Behörde schriftlich einzubringen. 

(2) Der Bauanzeige sind die Planunterlagen (§ 24) in zweifacher Ausfertigung anzuschließen. Ist die 
Bauanzeige unvollständig, so hat die Behörde dem Bauwerber unter Setzung einer höchstens 
zweiwöchigen Frist die Behebung dieses Mangels aufzutragen. Wird diesem Auftrag nicht entsprochen, 
so ist die Bauanzeige mit schriftlichem Bescheid zurückzuweisen. 

(3) Die Behörde hat das angezeigte Bauvorhaben zu prüfen. Ergibt sich dabei, dass das angezeigte 
Bauvorhaben bewilligungspflichtig ist, so hat die Behörde dies innerhalb von zwei Monaten nach 
Vorliegen der vollständigen Bauanzeige mit schriftlichem Bescheid festzustellen. Liegt überdies ein 
Abweisungsgrund nach § 27 Abs. 3 vor, so hat die Behörde dies festzustellen. Eine solche Feststellung ist 
einer Versagung der Baubewilligung gleichzuhalten. Ist das angezeigte Bauvorhaben nach den bau- oder 
raumordnungsrechtlichen Vorschriften unzulässig oder liegt im Fall einer größeren Renovierung eines 
Gebäudes der Energieausweis nicht vor, so hat die Behörde die Ausführung des Vorhabens innerhalb 
derselben Frist mit schriftlichem Bescheid zu untersagen. Besteht Grund zur Annahme, dass ein solcher 



 Landesrecht Tirol 

www.ris.bka.gv.at  Seite 2 von 2 

Feststellungs- oder Untersagungsbescheid nicht fristgerecht rechtswirksam zugestellt werden kann, so hat 
ihn die Behörde nach § 23 des Zustellgesetzes ohne vorhergehenden Zustellversuch zu hinterlegen. 

(4) Wird innerhalb der im Abs. 3 genannten Frist weder das angezeigte Bauvorhaben als 
bewilligungspflichtig festgestellt noch dessen Ausführung untersagt oder stimmt die Behörde der 
Ausführung des angezeigten Bauvorhabens ausdrücklich zu, so darf es ausgeführt werden. In diesen 
Fällen hat die Behörde dem Bauwerber eine mit einem entsprechenden Vermerk versehene Ausfertigung 
der Planunterlagen auszuhändigen. 

(5) Steht ein anzeigepflichtiges Bauvorhaben im Zusammenhang mit einem bewilligungspflichtigen 
Bauvorhaben, so kann anstelle der Bauanzeige auch für das anzeigepflichtige Bauvorhaben um die 
Erteilung der Baubewilligung angesucht werden. 
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